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Inhaltlicher Bezug Stellungnahme einfiigen

Allgemeines Die Defossilisierung des Warmemarktes ist eine
gesamtgesellschaftliche und komplexe
Herausforderung, die aufgrund der Heterogenitat
des Gebaudebestandes eine Vielzahl von
Anwendungen bendétigt. Die Bundesregierung hat
mit dem Gebaudeenergiegesetz (GEG) und der
der Kommunalen Warmplanung (KWP) einen
Rahmen fir die Transformati-on des
Warmesektors hin zur Klimaneutralitat 2045
geschaffen. Das technologieoffen gestaltete GEG
ermdglicht es, dass Kommunen und
Heizungskunden die fur sie sinnvolls-te
Warmeanwendung wahlen kénnen, um das Ziel
der Klimaneutralitat bis 2045 zu errei-chen.

Die Konsultation der Bundesnetzagentur zum
Entwurf zur Festlegung des Formats der
Fahrplane fur die Umstellung der Netzinfrastruktur
auf die vollstandige Versorgung der
Anschlussnehmer mit Wasserstoff gemafd § 71k
GEG geht nach Ansicht von Zukunft Gas jedoch
Uber die Anforderungen des GEG und die Intention
des Gesetzgebers hinaus, eine technologieoffene
und klimaneutrale Warmeversorgung zu gestalten.
Im Folgenden wer-den einige Aspekte
hervorgehoben, die aus Sicht von Zukunft Gas
kritisch zu bewerten sind.

In ihrem Koalitionsvertrag haben sich die
Regierungsparteien darauf geeinigt, Burokratie in
Deutschland abzubauen. Die Fahrplane nach §
71k GEG stellen jedoch eine Vielzahl von
Anforderungen, die kaum mit dem Ziel des
Burokratieabbaus der Bundesregierung ver-einbar
sind. Vielmehr sorgt die Vielzahl der
Anforderungen, die Netzbetreiber in ihren
Fahrplanen erfullen missen, dafir, dass die
Erstellung und letztlich auch die Umsetzung der
Wasserstofffahrplane erschwert werden. Dies
entspricht nicht dem Sinn und Zweck des
Gebaudeenergiegesetzes.

Grundsatzlich sind die Anforderungen zu

detailliert, und es ist fraglich, ob die Vielzahl und
Tiefe der Naten nntwendin iet 1M ainan




Inhaltlicher Bezug

zu Punkt C.4.)
Prognose

zu Punkt C.6.)
Klimaschutzziele

Stellungnahme einfiigen

Im Rahmen der Prognose muss der Netzbetreiber
keine verbindliche Zusicherung der ausreichenden
Verfugbarkeit von Wasserstoff samt
entsprechender Nachweise erbringen. Stattdessen
wird eine plausible Prognose verlangt, die ,sich im
Grundsatz auf bestehende Prognosen der EU, des
Bundes oder vergleichbarer offentlicher
Institutionen beziehen® kann. Hier stellt sich die
Frage, inwiefern sich Prognosen, wie etwa im
Rahmen der Langfristszenarien, heranziehen
lassen, um eine fundierte Prognose fur das
Umstellungsgebiet zu erstellen. Auch der Hinweis,
dass sich die Prognose auch auf Abreden mit
Betreibern von Elektrolyseuren beziehen kann,
erscheint wenig sinnvoll, da Wasserstoff auch auf
andere Art und Weise vor Ort produzieren werden
kann und dieser Hinweis die potentielle
Technologieentwicklung der
Wasserstoffproduktion bis 2045 ausklammert.
Biogas- bzw. Biomethanpotenziale kdnnen u.a.
durch plasma- und pyrolytische Verfahren zur
Wasserstofferzeugung genutzt und damit
anschlussfahig an ein Wasserstoffnetz gemacht
werden kdnnen.

Die BNetzA fordert, dass der Netzbetreiber
Angaben dazu macht, wie hoch die Minderung von
Treibhausgasemissionen in den Jahren Jahre
2035 und 2040 im Vergleich zum Jahr 1990 durch
die Umstellung auf Wasserstoff sein wird. Das
GEG sowie die KWP erlau-ben unterschiedliche
Arten von Wasserstoff zu Erfillung der
gesetzlichen Vorschriften. Die Verhaltnisse der
Verfligbarkeit von griinem zu kohlenstoffarmem
Wasserstoff sind jedoch noch vollig ungeklart.
Gruner Wasserstoff und kohlenstoffarmer
Wasserstoff haben unterschiedliche
THG-Minderungspotenziale. Des Weiteren gibt es
weder ein allgemein giltiges Zertifizierungssystem
noch eine in geltendes Recht umgesetzte
Definition von kohlenstoffarmem Wasserstoff. Dies
macht es den Netzbetreibern derzeit unmaoglich,
genaue Minderungspotenziale durch die

I Imctalliina anziinahan




Inhaltlicher Bezug

zu Punkt 7.a)
Wirtschaftlichkeit

zu Punkt 7.d)
Wirtschaftlichkeit

Stellungnahme einfiigen

Zum Nachweis der Beschaffungsstrategie, die eine
vollstandige Versorgung mit Wasserstoff umfasst,
ist darauf hinzuweisen, dass durch den Anschluss
an die Infrastruktur nur die entsprechenden
Transportkapazitaten, nicht jedoch die
Verfluigbarkeit ausreichender Wasserstoffmengen
im System zugesagt werden kénnen. Dies liegt
aufgrund der Entflechtung der
Wertschopfungsstufen nicht in der Verantwortung
der Netzbetreiber, sondern in der Verantwortung
der Lieferanten bzw. Produzenten. Dieser
Nachweis kann vom Netzbetreiber nicht erbracht
werden

Die im Entwurf geforderte
Wirtschaftlichkeitsberechnung wird kritisch
gesehen. Ein 6konomisch effizienter Betrieb der
Verteilnetze liegt im Interesse der Netzbetreiber.
Des Weiteren wird eine
Wirtschaftlichkeitsberechnung bereits im 8 18 Abs.
1S. 2 WPG geregelt.

»Hierzu stellt die planungsverantwortliche Stelle
mit dem Ziel einer moglichst kosteneffizienten
Versorgung des jeweiligen Teilgebiets auf Basis
von Wirtschaft-lichkeitsvergleichen jeweils
differenziert fUr die Betrachtungszeitpunkte nach
Ab-satz 3 dar, welche Warmeversorgungsart sich
fur das jeweilige beplante Teilgebiet besonders
eignet.”

Hier wird Kklar geregelt, dass die
planungsverantwortliche Stelle (siehe 8§ 26, 27
mit Bezug auf 8§ 71 Absatz 8 Satz 3 und § 71k
Absatz 1 Nummer 1) als die nach Landesrecht
zustéandi-ge Stelle diese
Wirtschaftlichkeitsberechnung einreichen muss
und nicht der Netzbetrei-ber.




Inhaltlicher Bezug

zu Punkt D.2,)
Ist-Zustand des
Umstellungsgebiets

zu Punkt D.3b.)
Herkunft des
Wasserstoffs

zu Punkt D4. &5.)

Stellungnahme einfiigen

Im Rahmen der Fahrplane fordert die BNetzA,
dass der Verteilnetzbetreiber Angaben dazu
macht, ,,ob Biomethan innerhalb des
Umstellungsgebiets in das Gasnetz eingespeist
wird, und wie hoch der durchschnittliche Anteil des
Biomethans an der jahrlichen Ausspeisemenge in
Prozent ist“. Hier ist zu hinterfragen, welchen
Mehrwert diese Angaben fir die Plausibilitdt und
letztlich fur die Genehmigung eines
Wasserstofffahrplans haben sollen. Die
Transformation der Gasnetze wird in anderen
Rechtsvorschriften geklart (u. a. in der
Gasrichtlinie).

Es bleibt offen, wieso ein Netzbetreiber angeben
soll, mit welcher Produktionsweise und an
welchem Produktionsort der Wasserstoff
produziert wird. Diese Anforderungen an den
Netzbetreiber sind nicht zielfiihrend, da die Fragen
der Beschaffung und Verfligbarkeit von
Wasserstoff durch das Unbundling nicht im
Aufgabenbereich der Netzbetreiber liegen.
Aulerdem ist es vor dem Hintergrund des
Zeithorizontes bis 2045 nicht darstellbar in
welchem Jahr Projekte der Wasserstofferzeugung
in Betrieb gehen werden. Dieser Kritikpunkt wurde
bereits im Rahmen der Konsultation zum GEG
vorgetragen.

Der Nachweis der Wasserstofftauglichkeit der
Infrastruktur im Ist- und Ziel-Zustand hat laut
Festlegungsentwurf ausschliel3lich tber
Herstellernachweise oder gutachterliche
Uberprifung der Infrastruktur zu erfolgen. Es bleibt
unverstandlich, warum die BNetzA nicht auf die
Technische Selbstverwaltung und die allgemein
anerkannten Regeln der Technik des DVGW
zurtckgreifen kann oder will.

Die technisch-wissenschaftliche Grundlage zur
Beurteilung der Wasserstoff-Readiness wird durch
das DVGW- Regelwerk fachlich gewahrleistet.
Diese Regelwerke sollten auch fur den
Wasserstoff-Readiness-Nachweis im Rahmen der




Inhaltlicher Bezug

Beispiel:
Stellungnahme zu
Punkt C.2.b)
Anschlusskapazitat

Stellungnahme einfiigen
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	Stellungnahme einfügen 1: Die Defossilisierung des Wärmemarktes ist eine gesamtgesellschaftliche und komplexe Herausforderung, die aufgrund der Heterogenität des Gebäudebestandes eine Vielzahl von Anwendungen benötigt. Die Bundesregierung hat mit dem Gebäudeenergiegesetz (GEG) und der der Kommunalen Wärmplanung (KWP) einen Rahmen für die Transformati-on des Wärmesektors hin zur Klimaneutralität 2045 geschaffen. Das technologieoffen gestaltete GEG ermöglicht es, dass Kommunen und Heizungskunden die für sie sinnvolls-te Wärmeanwendung wählen können, um das Ziel der Klimaneutralität bis 2045 zu errei-chen. 

Die Konsultation der Bundesnetzagentur zum Entwurf zur Festlegung des Formats der Fahrpläne für die Umstellung der Netzinfrastruktur auf die vollständige Versorgung der Anschlussnehmer mit Wasserstoff gemäß § 71k GEG geht nach Ansicht von Zukunft Gas jedoch über die Anforderungen des GEG und die Intention des Gesetzgebers hinaus, eine technologieoffene und klimaneutrale Wärmeversorgung zu gestalten. Im Folgenden wer-den einige Aspekte hervorgehoben, die aus Sicht von Zukunft Gas kritisch zu bewerten sind.

In ihrem Koalitionsvertrag haben sich die Regierungsparteien darauf geeinigt, Bürokratie in Deutschland abzubauen. Die Fahrpläne nach § 71k GEG stellen jedoch eine Vielzahl von Anforderungen, die kaum mit dem Ziel des Bürokratieabbaus der Bundesregierung ver-einbar sind. Vielmehr sorgt die Vielzahl der Anforderungen, die Netzbetreiber in ihren Fahrplänen erfüllen müssen, dafür, dass die Erstellung und letztlich auch die Umsetzung der Wasserstofffahrpläne erschwert werden. Dies entspricht nicht dem Sinn und Zweck des Gebäudeenergiegesetzes. 

Grundsätzlich sind die Anforderungen zu detailliert, und es ist fraglich, ob die Vielzahl und Tiefe der Daten notwendig ist, um einen Wasserstofffahrplan seitens der BNetzA plausibel und genehmigungsfähig zu machen. 

	Stellungnahme einfügen 2: Im Rahmen der Prognose muss der Netzbetreiber keine verbindliche Zusicherung der ausreichenden Verfügbarkeit von Wasserstoff samt entsprechender Nachweise erbringen. Stattdessen wird eine plausible Prognose verlangt, die „sich im Grundsatz auf bestehende Prognosen der EU, des Bundes oder vergleichbarer öffentlicher Institutionen beziehen“ kann. Hier stellt sich die Frage, inwiefern sich Prognosen, wie etwa im Rahmen der Langfristszenarien, heranziehen lassen, um eine fundierte Prognose für das Umstellungsgebiet zu erstellen. Auch der Hinweis, dass sich die Prognose auch auf Abreden mit Betreibern von Elektrolyseuren beziehen kann, erscheint wenig sinnvoll, da Wasserstoff auch auf andere Art und Weise vor Ort produzieren werden kann und dieser Hinweis die potentielle Technologieentwicklung der Wasserstoffproduktion bis 2045 ausklammert. Biogas- bzw. Biomethanpotenziale können u.a. durch plasma- und pyrolytische Verfahren zur Wasserstofferzeugung genutzt und damit anschlussfähig an ein Wasserstoffnetz gemacht werden können.


Die BNetzA fordert, dass der Netzbetreiber Angaben dazu macht, wie hoch die Minderung von Treibhausgasemissionen in den Jahren Jahre 2035 und 2040 im Vergleich zum Jahr 1990 durch die Umstellung auf Wasserstoff sein wird. Das GEG sowie die KWP erlau-ben unterschiedliche Arten von Wasserstoff zu Erfüllung der gesetzlichen Vorschriften. Die Verhältnisse der Verfügbarkeit von grünem zu kohlenstoffarmem Wasserstoff sind jedoch noch völlig ungeklärt. Grüner Wasserstoff und kohlenstoffarmer Wasserstoff haben unterschiedliche THG-Minderungspotenziale. Des Weiteren gibt es weder ein allgemein gültiges Zertifizierungssystem noch eine in geltendes Recht umgesetzte Definition von kohlenstoffarmem Wasserstoff. Dies macht es den Netzbetreibern derzeit unmöglich, genaue Minderungspotenziale durch die Umstellung anzugeben.

Darüber hinaus stellt sich die Frage, woher Netzbetreiber die Daten nehmen sollen, wie hoch die THG-Emissionen im spezifischen Umstellungsgebiet im Jahr 1990 waren. Dazu müsste der Netzbetreiber Daten zu jedem Gebäude und dessen Heizungs- und Sanie-rungshistorie sammeln. Es ist nicht ersichtlich, welchen Mehrwert diese Daten für die BNetzA haben können, um zu beurteilen, ob ein Fahrplan für Wasserstoffnetzausbauge-biet plausibel ist. Auch hier ist die Verhältnismäßigkeit von Aufwand und Nutzen zu hinter-fragen. 







	Stellungnahme einfügen 3: Zum Nachweis der Beschaffungsstrategie, die eine vollständige Versorgung mit Wasserstoff umfasst, ist darauf hinzuweisen, dass durch den Anschluss an die Infrastruktur nur die entsprechenden Transportkapazitäten, nicht jedoch die Verfügbarkeit ausreichender Wasserstoffmengen im System zugesagt werden können. Dies liegt aufgrund der Entflechtung der Wertschöpfungsstufen nicht in der Verantwortung der Netzbetreiber, sondern in der Verantwortung der Lieferanten bzw. Produzenten. Dieser Nachweis kann vom Netzbetreiber nicht erbracht werden

Die im Entwurf geforderte Wirtschaftlichkeitsberechnung wird kritisch gesehen. Ein ökonomisch effizienter Betrieb der Verteilnetze liegt im Interesse der Netzbetreiber. Des Weiteren wird eine Wirtschaftlichkeitsberechnung bereits im § 18 Abs. 1 S. 2 WPG geregelt. 

„Hierzu stellt die planungsverantwortliche Stelle mit dem Ziel einer möglichst kosteneffizienten Versorgung des jeweiligen Teilgebiets auf Basis von Wirtschaft-lichkeitsvergleichen jeweils differenziert für die Betrachtungszeitpunkte nach Ab-satz 3 dar, welche Wärmeversorgungsart sich für das jeweilige beplante Teilgebiet besonders eignet.“

Hier wird klar geregelt, dass die planungsverantwortliche Stelle (siehe §§ 26, 27 mit Bezug auf § 71 Absatz 8 Satz 3 und § 71k Absatz 1 Nummer 1) als die nach Landesrecht zuständi-ge Stelle diese Wirtschaftlichkeitsberechnung einreichen muss und nicht der Netzbetrei-ber. 

	Stellungnahme einfügen 4: Im Rahmen der Fahrpläne fordert die BNetzA, dass der Verteilnetzbetreiber Angaben dazu macht, „ob Biomethan innerhalb des Umstellungsgebiets in das Gasnetz eingespeist wird, und wie hoch der durchschnittliche Anteil des Biomethans an der jährlichen Ausspeisemenge in Prozent ist“. Hier ist zu hinterfragen, welchen Mehrwert diese Angaben für die Plausibilität und letztlich für die Genehmigung eines Wasserstofffahrplans haben sollen. Die Transformation der Gasnetze wird in anderen Rechtsvorschriften geklärt (u. a. in der Gasrichtlinie). 


Es bleibt offen, wieso ein Netzbetreiber angeben soll, mit welcher Produktionsweise und an welchem Produktionsort der Wasserstoff produziert wird. Diese Anforderungen an den Netzbetreiber sind nicht zielführend, da die Fragen der Beschaffung und Verfügbarkeit von Wasserstoff durch das Unbundling nicht im Aufgabenbereich der Netzbetreiber liegen. Außerdem ist es vor dem Hintergrund des Zeithorizontes bis 2045 nicht darstellbar in welchem Jahr Projekte der Wasserstofferzeugung in Betrieb gehen werden. Dieser Kritikpunkt wurde bereits im Rahmen der Konsultation zum GEG vorgetragen. 

Der Nachweis der Wasserstofftauglichkeit der Infrastruktur im Ist- und Ziel-Zustand hat laut Festlegungsentwurf ausschließlich über Herstellernachweise oder gutachterliche Überprüfung der Infrastruktur zu erfolgen. Es bleibt unverständlich, warum die BNetzA nicht auf die Technische Selbstverwaltung und die allgemein anerkannten Regeln der Technik des DVGW zurückgreifen kann oder will.

Die technisch-wissenschaftliche Grundlage zur Beurteilung der Wasserstoff-Readiness wird durch das DVGW- Regelwerk fachlich gewährleistet. Diese Regelwerke sollten auch für den Wasserstoff-Readiness-Nachweis im Rahmen der Festlegung zum Format der Fahrpläne für die Umstellung der Netzinfrastruktur auf die vollständige Versorgung der Anschlussnehmer mit Wasserstoff gemäß § 71k GEG gelten.


	Stellungnahme einfügen 5: 


